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43. Jahrgang  Herausgegeben zu Bestwig am  24.11. 2017               Nummer 6 
 
 
Amtsblatt für den Bereich der Gemeinde Bestwig 
               
Herausgeber und Verleger:   
Der Bürgermeister der Gemeinde Bestwig, Bürger- und Rathaus, Rathausplatz 1, 59909 Bestwig 
Telefon: 02904/987-0, E-Mail: gemeinde@bestwig.de 
 
Im Internet ist das Bekanntmachungsblatt unter der Adresse http://www.bestwig.de veröffentlicht. 
 
Bezugsmöglichkeiten und Bezugsbedingungen: 
Das Bekanntmachungsblatt kann im Bürger- und Rathaus Bestwig, Zimmer E 17 (Poststelle), bezogen werden. Bei Versand 
wird ein pauschaler Kostenbeitrag von 23,00 € pro Kalenderjahr erhoben. Der Betrag ist zu Beginn des Jahres an die Gemein-
dekasse Bestwig (Sparkasse Hochsauerland IBAN: DE04 4165 1770 0000 0038 89 I BIC: WELADED1HSL) zu zahlen. 
 

 
 

Inha l t  
 

 
1. Bekanntmachung vom 23.11.2017 des Entwurfs der Haushaltssatzung der 

Gemeinde Bestwig mit Ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2018 
 
 
2.  Bekanntmachung vom 23.11.2017 der Benutzungs- und Gebührensatzung für 

die angemieteten Unterkünfte für Flüchtlinge und Obdachlose der Gemeinde 
Bestwig vom 23.11.2017 
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Gemeinde Bestwig 
 

 

Bekanntmachung des Entwurfs der Haushaltssatzung der Gemeinde 
Bestwig mit ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2018 

 
 
Auf Grund des § 80 Abs. 3 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 14.07.1994 (GV.NRW S. 666) in der zur Zeit gültigen Fassung – SGV.NW.2023 – 
wird bekannt gemacht, dass der Entwurf der Haushaltssatzung der Gemeinde Bestwig 
mit ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2018 während der Dauer des Beratungsverfah-
rens (bis zur beschließenden Ratssitzung –voraussichtlich- am 20.12.2017) 
 
im Bürger- und Rathaus, Rathausplatz 1, 59909 Bestwig (Hauptamt und Finanzverwal-
tung/Zimmer 2.41), zu folgenden Öffnungszeiten zur Einsicht öffentlich ausliegt: 
 
 
Montag bis Mittwoch   8.30 – 16.00 Uhr (durchgehend) 
Donnerstag     8.30 – 18.00 Uhr (durchgehend) 
Freitag     8.30 – 13.00 Uhr 
 
 
Einwendungen gegen den Entwurf der Haushaltssatzung mit ihren Anlagen können von 
Einwohnern oder Abgabepflichtigen in der Zeit vom 
 

 
30. November bis einschließlich 15. Dezember 2017 

 
 
schriftlich bei der Gemeinde Bestwig, Bürger- und Rathaus, Rathausplatz 1, 59909 
Bestwig (Zimmer 2.41) erhoben oder zu Protokoll gegeben werden.  
 
 
 
Bestwig, den 23. November 2017 
 
 
 
(Ralf Péus) 
Bürgermeister 

____________ 
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Benutzungs- und Gebührensatzung für die angemieteten Unterkünfte für Flücht-
linge und Obdachlose der Gemeinde Bestwig vom 23.11.2017 

 
 

Der Rat der Gemeinde Bestwig hat aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25.06.2015 
(GV. NRW. S. 496), und der §§ 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969 (GV.NRW S. 712), zuletzt geändert am 
15.12.2016 (GV. NRW S. 1150) in seiner Sitzung am 22.11.2017 folgende Gebühren-
satzung beschlossen: 

 
§ 1 

Öffentliche Einrichtungen 
 

(1) Die Gemeinde Bestwig unterhält neben den eigenen Gemeindewohnheimen sowie 

dem Übergangswohnheim in Ostwig zur vorübergehenden Unterbringung 

 
a) von ausländischen Flüchtlingen gem. § 2 des Gesetzes über die Zuweisung und 

Aufnahme ausländischer Flüchtlinge/Flüchtlingsaufnahmegesetz (FlüAG) vom 

28.02.2003 (GV. NRW S. 93) in der jeweils geltenden Fassung und 

b) von ausländischen Flüchtlingen, die Leistungen nach dem SGB II oder dem SGB 

XII erhalten, 

c) von Obdachlosen, die gem. § 14 des Ordnungsbehördengesetzes (OBG) vom 

13.05.1980 (GV. NRW S. 528) in der jeweils geltenden Fassung unterzubringen 

sind, 

 
 von Dritten angemietete Wohnungen bzw. Zimmer in Wohnungen – nachfolgend 
 Unterkünfte genannt – als öffentliche Einrichtungen. 
 
(2) Das Benutzungsverhältnis ist öffentlich-rechtlich. 

 
§ 2 

Unterkünfte 
 

(1) Welche Unterkünfte diesem Zweck dienen, bestimmt der Bürgermeister. Der Bür-

germeister kann durch schriftliche Festlegung Objekte streichen oder weitere in den 

Bestand aufnehmen. Der aktuelle Bestand ist dieser Satzung als Anlage beigefügt. 

 
(2)  Als Unterkünfte im Sinne dieser Satzung gelten auch Wohnungen, die den Perso-

nengruppen nach § 1 Absatz 1 Buchstabe a) zum Zweck der Verhinderung oder 
Beseitigung der Wohnungslosigkeit zugewiesen wurden und die sich nicht in einer 
Unterkunft nach Absatz 1 befinden. 

 
§ 3 

Benutzungsverhältnis 
 

(1) Die Unterkunft dient der Verhinderung oder Beseitigung der Wohnungslosigkeit und 

der vorübergehenden Unterbringung der Personengruppen nach § 1. 



  

Amtliches Bekanntmachungsblatt der Gemeinde Bestwig vom 24.11.2017 Seite 4 
43. Jahrgang  Nr.6  
 

 
(2) Über die Belegung der Unterkünfte entscheidet die Gemeinde Bestwig nach pflicht-

gemäßem Ermessen. Sie ist berechtigt, im Rahmen der Kapazitäten und der Siche-
rung einer geordneten Unterbringung bestimmte Wohnräume nach Art, Größe und 
Lage zuzuweisen. Ein Anspruch auf eine Zuweisung einer bestimmten Unterkunft 
oder auf ein Verbleiben in einer bestimmten Unterkunft besteht nicht. 

 
(3) Der Bürgermeister erlässt eine Hausordnung, die Näheres zur Benutzung, zum 

Hausrecht und zur Ordnung in den Unterkünften regelt. 
 
(4) Der Wohnraum in der Unterkunft wird durch schriftlichen Bescheid zugewiesen. Die 

Zuweisung erfolgt jederzeit widerruflich. Mit dem Widerruf erlischt das Recht auf 
Benutzung des zugewiesenen Wohnraums. Den benutzungsberechtigen Personen 
kann jederzeit das Recht für die Benutzung der Unterkunft widerrufen bzw. ihnen 
können andere Unterkünfte zugewiesen werden. Dies gilt insbesondere 

 
a) wenn Räumlichkeiten für dringendere Fälle in Anspruch genommen werden 

müssen, 

b) bei Missachtung des Hausfriedens oder Verstoß gegen Bestimmungen der 

Hausordnung oder dieser Satzung oder 

c) bei Standortveränderung der Unterkünfte oder 

d) wenn die Belegungsdichte verändert werden soll oder 

e) wenn das Asylverfahren abgeschlossen ist oder 

f) wenn trotz schriftlicher Aufforderung mit Fristsetzung keine ausreichenden Be-

mühungen zur aktiven Wohnungssuche vorliegen oder 

g) wenn zumutbare Alternativen auf dem regulären Wohnungsmarkt zur Verfügung 

stehen oder 

h) wenn die Benutzungsgebühren nicht gezahlt wurden. 

 
§ 4 

Benutzungsgebühren 
 

(1)  Die Gemeinde Bestwig erhebt für die Benutzung der in § 2 genannten Unterkünfte 
Benutzungsgebühren. Bemessungsgrundlage für die Höhe der Benutzungsgebühr 
einschließlich der Betriebskosten ist die Nutzfläche der Unterkünfte. Die Nutzfläche 
setzt sich aus der Gesamtwohnfläche aller Unterkünfte nach § 2 dieser Satzung 
und der in diesen insgesamt zur Verfügung stehenden Gemeinschaftsfläche zu-
sammen. Die zur Wohnfläche gehörenden Flächen richten sich nach der Wohnflä-
chenverordnung vom 25. November 2003 (BGBl. I S. 2346).  

 
(2)  Die Benutzungsgebühr einschließlich der Betriebskosten beträgt je qm Nutzfläche 

und Kalendermonat 11,01 Euro. Der zu jedem Quadratmeter zugewiesener Wohn-
fläche hinzuzurechnende Anteil an der Gemeinschaftsfläche wird durch Division der 
gesamten Gemeinschaftsfläche durch die gesamte Wohnfläche ermittelt.  

 
(3) Werden neue Unterkünfte nach Inkrafttreten dieser Satzung in den Bestand gemäß 

§ 2 Abs. 2 aufgenommen, bleibt der angesetzte Kalkulationszeitraum gemäß § 6 
Abs. 2 KAG hiervon unberührt.  

 
(4) Die Gebührenpflicht entsteht von dem Tag an, ab dem der gebührenpflichtigen Per-

son die Unterkunft zugewiesen wurde. Das Benutzungsverhältnis und die Gebüh-
renpflicht enden mit dem Tag der Übergabe und Abnahme der zugewiesenen Un-
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terkunft an bzw. durch die Hausmeisterin oder den Hausmeister. Eine vorüberge-
hende Abwesenheit entbindet nicht von der Verpflichtung zur Gebührenzahlung.  

 
(5) Die Benutzungsgebühr ist jeweils monatlich, und zwar spätestens bis zum 3. Werk-

tag eines jeden Monats, an die Gemeindekasse zu entrichten. Bei Einzug in die Un-
terkunft und bei Auszug aus der Unterkunft erfolgt eine taggenaue Berechnung der 
Kosten. Überzahlungen insbesondere bei Auszug sind auszugleichen.  

 
§ 5  

Gebührenschuldner 
 

Gebührenschuldner sind die Benutzerinnen und Benutzer der Unterkünfte.  
 

§ 6 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2018 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 

 
Hiermit wird gemäß § 7 Abs. 4 der Gemeindeordnung für das Land NRW (GO NRW) 
i.V.m. § 2 Abs. 3 der Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) bestätigt, dass der 
Wortlaut der vorstehenden Benutzungs- und Gebührensatzung für die angemieteten 
Unterkünfte für Flüchtlinge und Obdachlose der Gemeinde Bestwig mit dem Beschluss 
des Rates der Gemeinde Bestwig vom 22.11.2017 übereinstimmt und dass nach § 2 
Abs. 1 und 2 BekanntmVO verfahren worden ist. 
 
Die vorstehende Benutzungs- und Gebührensatzung für die angemieteten Unterkünfte 
für Flüchtlinge und Obdachlose der Gemeinde Bestwig wird hiermit bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschrif-
ten der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustan-
dekommen der v. g. Benutzungs- und Gebührensatzung für die angemieteten Unter-
künfte für Flüchtlinge und Obdachlose der Gemeinde Bestwig seit ihrer Verkündung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige- 

verfahren wurde nicht durchgeführt, 
2. die Benutzungs- und Gebührensatzung für die angemieteten Unterkünfte für 

Flüchtlinge und Obdachlose der Gemeinde Bestwig ist nicht ordnungsgemäß öf-
fentlich bekannt gemacht worden, 

3. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 
 oder 
4. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Bestwig vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
Bestwig, den 23.11.2017 
 
 
(Péus) 

________ 


